
 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Allgemeinverfügung des Landratsamtes Landshut zur Schließung von Leichenhäusern 
und Trauerhallen sowie zur Durchführung von Bestattungen im Landkreis Landshut 

 

Auf Grund von § 54 Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Verbindung mit § 65 Satz 1 der 
Zuständigkeitsverordnung (ZustV) sowie § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG erlässt das Landratsamt 
Landshut folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Alle Leichenhäuser und Trauerhallen im Landkreis Landshut werden ab sofort 
geschlossen. 

 
2. Bestattungen dürfen ausschließlich unter Beachtung folgender Kriterien durchgeführt 

werden: 
 

o Die Trauergesellschaft umfasst nur den engsten Kreis. 
o Die Teilnehmerzahl beträgt exklusive der Bestattungsmitarbeiter und ggf. des 

Pfarrers maximal 15 Personen. 
o Eine Bekanntmachung des Bestattungstermins in der Presse oder in sonstiger 

Weise hat zu unterbleiben. 
o Die Teilnahme von Personen mit Fieber oder Symptomen einer 

Atemwegsinfektion ist nicht zulässig. 
o Erd- und Urnenbestattungen dürfen nur noch am Grab durchgeführt werden. 
o Die teilnehmenden Personen haben einen Abstand von 1,5 m zueinander 

einzuhalten. 
o Mikrofone sind lediglich von einer Person zu benutzen und anschließend zu 

desinfizieren. 
o Erdwurf und Weihwassergaben am offenen Grab sowie am aufgebahrten 

Sarg sind nicht zulässig. 
o Offene Aufbahrungen sind nicht zulässig. 
o Soweit die Möglichkeit besteht, ist ein Handdesinfektionsmittelspender 

sichtbar aufzustellen.  
 

3. Die Anordnung tritt am 25.03.2020, 00:00 Uhr in Kraft und mit dem Ablauf des 
19.04.2020 außer Kraft.  

4. Die Allgemeinverfügung ist sofort vollziehbar. 
5. Zuwiderhandlungen sind nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG strafbar. 

Begründung: 
 
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder 
sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, die 
notwendigen Schutzmaßnahmen soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die 
zuständige Behörde auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu 



verlassen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 
Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind (§ 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG). 
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, 
der sich in Bayern derzeit stark verbreitet. Auch im Landkreis Landshut wurden bereits 
Krankheits- und Ansteckungsverdächtige festgestellt. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 über Tröpfchen, z.B. durch 
Husten, Niesen, und durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte 
Personen kann es zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
 
Die Verfügungen unter Ziffer 1 und 2 werden als wichtige Maßnahme gegen die 
Weiterverbreitung des Corona—Virus gesehen sowie auch zum Schutz der dort 
Beschäftigten.  
 

Die Anordnung ist gem. § 28 Abs. 3 i.V.m. ä 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetztes sofort 

vollziehbar. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 

erhoben werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

(siehe nachfolgende Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung) Form.  

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  

2.  Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der        .     

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

3.  Rechtsbehelfe gegen diese Anordnung haben nach § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG 
keine aufschiebende Wirkung. Hiergegen kann beim Verwaltungsgericht in 93047 
Regensburg, Haidplatz 1, nach § 80 Abs. 5 VwGO ein Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung gestellt werden. 
 
 
 
Dreier 
Landrat 


